
Wir hätten gern auch mehr gehört über die Auslandsaktivitä­
ten des Außenministers. Ich meine, wir haben ein Recht, darüber 
etwas zu hören.

Letzter Satz: Wenn hier im Parlament, meine Damen und Her­
ren, auch zu Fragen der Außenpolitik noch besser informiert und 
noch offener politisiert würde, dann würden wir das Unsere dazu 
beitragen, das gemeinsame Haus Europa wohnlich einzurichten 
und zu den geachteten, dank ihrer Freundlichkeit und ihrer Frie­
densliebe geschätzten Bewohnern dieses Hauses zu gehören. - 
Ich danke Ihnen.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Unsere letzte, entscheidende außenpolitische Handlungs­
möglichkeit ist aber eine indirekte, und die will ich jetzt hier 
thematisieren, und zwar die Mitgestaltung des zweiten Staats­
vertrages.

Den Terminus „Einigungsvertrag“, den man jetzt hin und wie­
der hört, halte ich persönlich für eine lyrische Tautologie.

(Schwacher Beifall)

Denn ein Vertrag setzt immer Einigung voraus. Zudem sugge­
riert dieser Begriff, ob gewollt oder nicht, bei diesem Vertrag wä­
re unsere staatliche Souveränität nicht mehr erforderlich. Ich 
für mein Teil spreche vom zweiten Staatsvertrag.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl: (Vereinzelt Beifall)

Bitte, Herr Abgeordneter Poppe.

Poppe (Bündnis 90/Grüne):

Herr Dr. Schreiber, stimmen Sie mir zu, daß die Gleichberech­
tigung im Sinne der Möglichkeit der Umwandlung der Bündnis­
se gegeben sein soll, das heißt, wenn der eine Block militärisch 
nicht mehr relevant erscheint, sich in ein politisches Bündnis 
umwandelt, solte nicht der andere dann das gleiche Recht ha­
ben?

Dr. Schreiber (CDU/DA):

Da würde ich Ihnen zustimmen. Ich bin auch der Meinung, 
daß beide sich wandeln müssen. Nur der eine muß es aus einer 
inneren Notwendigkeit tun, weil es so einfach nicht weitergeht, 
.der andere muß es aus Einsicht in politische Notwendigkeiten 
tun. Soweit würde ich mit Ihnen mitgehen.

(Beifall, vor allem beim Bündnis 90/Grüne und bei CDU/DA)

Wir Sozialdemokraten halten folgende Punkte auch aus au­
ßenpolitischer Sicht im Hinblick auf den zweiten Staatsvertrag 
für klärungsbedürftig - ich will nur einige Punkte nennen:

Es ist erforderlich, im Staatsvertrag notwendige Veränderun­
gen für eine künftig gemeinsame Verfassung festzuschreiben, 
Veränderungen, die sich aus dem Beitritt zwangsläufig ergeben, 
aber auch Veränderungen, die sich durch unsere gemeinsame 
Polen-Erklärung ergeben, z. B. im Hinblick auf den Artikel 116.

Wir brauchen weiterhin Verhandlungen über die Nachfolge 
des vereinigten Deutschlands in völkerrechtliche Verträge der 
DDR, und wir brauchen Sonderregelungen für eine Wehrverfas­
sung für das Gebiet der DDR; denn wir gehen davon aus, daß ent­
sprechend der Regierungserklärung das Gebiet der DDR nicht 
automatisch zur NATO zugeschlagen wird.

Freilich - und das wurde ja auch diskutiert - bedeutet der Bei­
tritt nach Artikel 23, daß das vereinte Deutschland Mitglied der 
NATO wird. Diese Beitrittsoption scheint inzwischen mehr­
heitsfähig geworden zu sein, da selbst von unseren unmittelba­
ren osteuropäischen Nachbarn dieser Weg mitgetragen wird.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank. - Ich bitte nun den Abgeordneten Stockmann von 
der Fraktion der SPD, das Wort zu nehmen.

Stockmann für die Fraktion der SPD:

Wir begrüßen, daß innerhalb der NATO über eine Strategie­
veränderung nachgedacht wird, vermissen dennoch aber klare 
Positionen zu Fragen der Vorne-Verteidigung, des Ersteinsatzes 
von Nuklearwaffen, der Flexibel-Response-Strategie und defen­
siver Verteidigungsstrukturen. Letztlich zielen wir auf einen ge­
meinsamen Verzicht auf die Herstellung, den Besitz, die Weiter­
gabe und die Stationierung von ABC-Waffen - das im Unter­
schied zu einigen Vorrednern.

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Endlich gibt es eine Regierungserklärung zu außenpolitischen 
Fragestellungen. Es schien schon fast so, als behielten einige Ab- 

iordnete der DSU Recht, die die Einigung für eine rein interne 
deutsch-deutsche Angelegenheit hielten.

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne und PDS)

Jetzt können wir davon ausgehen, daß der Ministerpräsident 
gemeinsam mit dem Außenminister und dem Minister für Abrü­
stung und Verteidigung Konzepte für die wichtigsten Problem­
lösungen erarbeitet.

Ich gebe zu, daß unser außenpolitischer Handlungsbedarf be­
trächtlich ist, daß unsere Handlungsmöglichkeiten gemäß der 
Logik der deutschen Einigung nach § 23 - dazu bei dem vorgeleg­
ten Tempo - aber gering sind und ständig abnehmen.

Was konnten und was können wir tun? Einige Zeichen wurden 
gesetzt, die andeuten, daß wir unsere Vergangenheitsbewälti­
gung ernst nehmen. Ich denke an die gemeinsame Polen-Erklä­
rung oder an den Besuch der Frau Präsidentin in Israel.

Im Chor der 2 + 4-Verhandlungen haben wir zugestandener­
maßen die schwächste Stimme, aber - und das muß betont 
werden - die größte Verantwortung, da wir durch den Willen 
zur deutschen Einheit den jetzt ablaufenden Prozeß zu aller­
erst initiiert haben. Der Außenminister ist darauf eingegan­
gen.

Konsens unter uns sollte es sein, daß auf dem Territorium der 
jetzigen DDR keine der NATO unterstellten Streitkräfte statio­
niert sein düften. Für eine Übergangszeit sollte dies auch für die 
Bundeswehr gelten.

Zur Zeit wird neben einer starken Reduzierung der deutschen 
Streitkräfte auch über die Umwandlung einer reduzierten NVA 
in eine defensive Territorialarmee nachgedacht. In diesem Zu­
sammenhang erscheint es uns sinnvoll, wenn gemeinsam mit 
unseren europäischen Nachbarn Kriterien für die Struktur einer 
solchen, vielleicht ca. 70 000 Mann zählenden Territorialarmee 
entwickelt werden. Diese Streitkärfte könnten nach einer Über­
gangszeit mit den Territorialstreitkräften der Bundeswehr zu­
sammenwachsen.

Da die Sonderregelung der Wehrverfassung Gegenstand des 
Staatsvertrages sein muß, gleichzeitig aber nachhaltig durch 
den Ausgang der 2+4-Verhandlungen bestimmt wird, ist ausrei­
chend Zeit erforderlich.

Weiterer Klärungsbedarf für den zweiten Staatsvertrag be­
steht für die Sicherung und Weiterführung aller sinnvollen 
Entwicklungshilfe-Projekte der DDR. Ich denke da insbeson­
dere an die Weiterführung des Krankenhausprojektes in Nika­
ragua, aber auch diverse Landwirtschafts- und Fischereipro­
jekte oder Projekte im Bereich der Berufsausbildung und 
Sprachvermittlung. Auch für die Weiterführung unserer Kul­
turzentren in Osteuropa sollten Regelungen getroffen werden 
- einvernehmlich.
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